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Ihr starker IT-Partner.
Heute und morgen.
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Bechtle Aktiengesellschaft
Neckarsulm

Wertpapier-Kenn-Nr. 515870
ISIN DE0005158703

Wir laden hiermit unsere Aktionäre 
 zu der am 

Dienstag, 16. Juni 2015,  
um 10.00 Uhr

im Konzert- und Kongresszentrum Harmonie, 
Allee 28, 

74072 Heilbronn 

stattfindenden 

ordentlichen Hauptversammlung

ein.

Tagesordnung
1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des 

gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2014, 
des Lageberichts und des Konzernlageberichts, des Be-
richts des Aufsichtsrats sowie des erläuternden Berichts 
des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4 und 
Abs. 5, 315 Abs. 4 HGB, jeweils für das am 31. Dezember 
2014 abgelaufene Geschäftsjahr 2014 

	 Die genannten Unterlagen liegen ab Einberufung der 
Hauptversammlung und bis zu deren Ablauf in den Ge-
schäftsräumen der Bechtle Aktiengesellschaft, Bechtle 
Platz 1, 74172 Neckarsulm, aus, ebenso wie der Vorschlag 
des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns, und 
können dort und im Internet unter 

	 www.bechtle.com/hv2015 eingesehen werden. Sie werden 
den Aktionären auf Anfrage unverzüglich und kostenlos zu-
gesandt. Auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.bechtle.com/hv2015 befinden sich auch Erläute-
rungen, warum zu diesem Tagesordnungspunkt kein Be-
schluss gefasst werden soll. 

2. 	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzge-
winns für das Geschäftsjahr 2014

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestell-
ten Jahresabschluss der Bechtle Aktiengesellschaft aus-
gewiesenen Bilanzgewinn des Geschäftsjahrs 2014 in Höhe 
von EUR 25.200.000,00 zur Ausschüttung einer Dividende in 
Höhe von EUR 1,20 je dividendenberechtigter Stückaktie zu 
verwenden. Soweit die Gesellschaft am Tage der Hauptver-
sammlung eigene Aktien hält, wird der aus dem Ausschüt-
tungsbetrag auf diese eigenen Aktien entfallende Anteil auf 
neue Rechnung vorgetragen.
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3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2014

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern 
des Vorstands, die im Geschäftsjahr 2014 amtiert haben, 
für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2014

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats, die im Geschäftsjahr 2014 amtiert ha-
ben, für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

5.	 Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschluss-
prüfers für das Geschäftsjahr 2015

	 Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses 
schlägt der Aufsichtsrat vor, die Ernst & Young GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Heilbronn, zum Abschluss-
prüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2015 zu bestellen. Dieser nimmt auch die prüferische 
Durchsicht unterjähriger Finanzberichte vor, sofern eine 
solche erfolgt.

	
6. 	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und deren 
Verwendung mit der Möglichkeit zum Ausschluss des  
Bezugsrechts der Aktionäre

	 Die von der Hauptversammlung der Bechtle Aktiengesell-
schaft am 16. Juni 2010 beschlossene Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien läuft am 15. Juni 2015 aus. Vor die-
sem Hintergrund soll die Gesellschaft erneut zum Erwerb 
eigener Aktien ermächtigt werden.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Be-
schluss zu fassen:

„a)	 Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 15. Juni 2020 
eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer 
ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächti-
gung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Dabei 
dürfen auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbe-
nen Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesell-
schaft, die die Gesellschaft bereits erworben hat und 
noch besitzt oder die ihr gemäß §§ 71 ff. AktG zuzu-
rechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. 

	
	 Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht zum 

Zwecke des Handels in eigenen Aktien genutzt werden; 
im Übrigen liegt die Bestimmung des Erwerbszwecks 
im Ermessen des Vorstands. Die Ermächtigung kann 
ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, auch 
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durch Konzerngesellschaften oder für Rechnung der 
Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften han-
delnde Dritte ausgenutzt werden. Die einschränkenden 
Bestimmungen des § 71 Abs. 2 AktG sind zu beachten. 

b)	 Der Erwerb der Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands 
über die Börse, mittels eines an sämtliche Aktionäre 
der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
oder mittels einer öffentlichen Aufforderung an die 
Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten.

aa)	 Beim Erwerb eigener Aktien über die Börse darf 
der von der Gesellschaft gezahlte Erwerbspreis 
je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Han-
delstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten 
Kurs der Aktie im XETRA-Handel der Frankfurter 
Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % über- 
oder unterschreiten. 

bb)	 Erfolgt der Erwerb über ein an sämtliche Aktionä-
re gerichtetes öffentliches Kaufangebot oder über 
eine öffentliche Aufforderung an die Aktionäre zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten, darf der gezahlte 
Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie im  
XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 
den fünf Börsenhandelstagen vor der Veröffent-
lichung der Entscheidung über die Abgabe des 
Angebots bzw. vor der Veröffentlichung der Auf-
forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um 
nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.

	 Die näheren Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsge-
staltung bestimmt der Vorstand. Ergeben sich nach 
Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots 
Kursabweichungen vom festgesetzten Kaufpreis bzw. 
von einer im Zusammenhang mit einer Aufforderung 
zur Abgabe von Angeboten festgesetzten Preisspanne, 
die für den Erfolg des Angebots erheblich sein können, 
kann der Kaufpreis bzw. die Preisspanne während 
der Angebotsfrist bzw. bis zur Annahme angepasst 
werden. Das Volumen des Angebots kann begrenzt 
werden. Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots 
bzw. die Verkaufsangebote das festgesetzte Volumen 
überschreiten, muss die Annahme im Verhältnis der 
jeweils angedienten bzw. angebotenen Aktien erfolgen; 
das Recht der Aktionäre, ihre Aktien im Verhältnis ihrer 
Beteiligungsquoten anzudienen, wird insoweit aus-
geschlossen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer 
Stückzahlen bis 100 Stück angedienter Aktien je Aktio-
när kann vorgesehen werden. Das Kaufangebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann 
weitere Bedingungen enthalten.
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c)	 Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser 
oder einer früher erteilten Ermächtigung nach § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien zu allen 
gesetzlich zugelassenen Zwecken zu verwenden, insbe-
sondere die erworbenen eigenen Aktien über die Börse 
oder durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre zu 
veräußern. Die Aktien dürfen in den folgenden Fällen 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch in anderer 
Weise und damit unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre veräußert werden:

aa)	 Weiterveräußerung von Aktien im rechnerischen 
Betrag von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung oder – falls dieser Wert ge-
ringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals, wenn 
der Veräußerungspreis den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. Für die Frage des Aus-
nutzens der 10 %-Grenze ist der Ausschluss des 
Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen 
in direkter oder entsprechender Anwendung des  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG mit zu berücksichtigen;

bb)	 Begebung der Aktien als Gegenleistung zum Zwe-
cke des Erwerbs von Unternehmen oder Beteili-
gungen an Unternehmen;

cc)	 Angebot und Übertragung der Aktien an Arbeit-
nehmer der Gesellschaft oder der mit der Gesell-
schaft im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenen 
Unternehmen;

dd)	 Verwendung der Aktien zur Durchführung einer 
sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) 
durch Veräußerung gegen vollständige oder teil-
weise Übertragung des Dividendenanspruchs des 
Aktionärs.

	 Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, im Fall 
der Veräußerung der Aktien über ein Veräußerungsan-
gebot an alle Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge 
auszuschließen.

	 Sofern während der Laufzeit der vorliegenden Ermäch-
tigung zum Erwerb eigener Aktien von anderen Er-
mächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von 
Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, 
die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen 
oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei 
das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, darf die Summe 
der insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen oder veräußerten Aktien 20 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten (20 %-Grenze).
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d)	 Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats die aufgrund dieser oder 
einer früher erteilten Ermächtigung nach § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien ganz oder teil-
weise einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre 
Durchführung eines weiteren Hauptversammlungs-
beschlusses bedarf. Die Einziehung kann auch ohne 
Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen 
Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der 
Gesellschaft erfolgen. Der Vorstand wird für diesen Fall 
zur Anpassung der Angabe der Anzahl der Stückaktien 
in der Satzung ermächtigt. 

e)	 Die Ermächtigungen gemäß vorstehenden lit. c) und 
d) können jeweils unabhängig voneinander, einmal 
oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam, ganz oder 
in Teilen, auch durch Konzerngesellschaften oder für 
Rechnung der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesell-
schaften handelnde Dritte ausgenutzt werden.“

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß  
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbindung mit § 186  
Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Vorstand hat einen schriftlichen Bericht erstattet, weshalb 
er ermächtigt werden möchte, über den Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre nach Tagesordnungspunkt 6 lit. c)  
entscheiden zu können. Der Bericht liegt vom Tage der Ein-
berufung der Hauptversammlung an und bis zu deren Ablauf 
in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht für die 
Aktionäre aus und ist über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.bechtle.com/hv2015 abrufbar. Auf Verlangen wird 
der Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos über-
sandt. 

Der Bericht hat folgenden Inhalt:

Die Bechtle Aktiengesellschaft soll in der diesjährigen Haupt-
versammlung für fünf Jahre ermächtigt werden, eigene Aktien 
im Umfang von bis zu 10 % des Grundkapitals gemäß § 71 Abs. 
1 Nr. 8 AktG zu erwerben. Der Erwerb der eigenen Aktien kann 
als Kauf über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre der  
Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mit-
tels einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abga-
be von Verkaufsangeboten erfolgen. 

Sofern die Anzahl der zum Kauf angedienten bzw. angebote-
nen Aktien das von der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb 
vorgesehene Volumen übersteigt, muss die Annahme unter 
Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre statt nach 
dem Verhältnis der Beteiligungsquoten nach dem Verhältnis 
der angedienten bzw. angebotenen Aktien je Aktionär erfolgen. 
Die Möglichkeit der bevorrechtigten Berücksichtigung geringer 
Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär 
dient der Vereinfachung des Zuteilungsverfahrens. 
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Die Ermächtigung umfasst auch die Verwendung bzw. Veräuße-
rung eigener Aktien, die nachfolgend näher beschrieben wird, 
insbesondere, soweit sie mit einem Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre verbunden ist.

Der Vorstand beantragt unter Tagesordnungspunkt 6 lit. c) aa), 
das Bezugsrecht der Aktionäre in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für neue Aktien im rechnerischen 
Betrag von bis zu 10 % des Grundkapitals ausschließen zu 
dürfen, wobei die 10 %-Grenze insgesamt, also bei Zusammen-
rechnung mit etwaigen anderen Ermächtigungen nach § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG, nicht überschritten werden darf. Die mit der 
Ermächtigung eröffnete Möglichkeit zum Bezugsrechtsaus-
schluss dient dem Interesse der Gesellschaft, eigene Aktien 
beispielsweise an institutionelle Anleger verkaufen zu können. 
Weiterhin können hierdurch zusätzlich neue Aktionärsgruppen 
im In- und Ausland gewonnen werden. Die Möglichkeit des 
Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung in die Lage, 
die sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietenden 
Möglichkeiten ohne zeit- und kostenaufwendige Abwicklung 
eines Bezugsrechts insbesondere zu einer schnelleren und 
kostengünstigeren Platzierung zu nutzen. Der Vorstand wird 
sich bei der Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises 
– unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten –
bemühen, einen etwaigen Abschlag auf den Börsenpreis so 
niedrig wie möglich zu halten. Hierdurch werden die Aktionäre 
vor einer unzulässigen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes 
geschützt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, 
ihre Beteiligungsquote durch Kauf von Aktien über die Börse 
zu vergleichbaren Bedingungen aufrechtzuerhalten.

Die unter Tagesordnungspunkt 6 lit. c) bb) beantragte Ermäch-
tigung zum Bezugsrechtsausschluss versetzt den Vorstand in 
die Lage, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der 
Gesellschaft kurzfristig für den Erwerb von Unternehmen oder 
von Beteiligungen daran zur Verfügung zu haben. Die Bechtle 
Aktiengesellschaft steht national wie auch international wei-
terhin in hartem Wettbewerb zu anderen Unternehmen und 
muss deshalb jederzeit in der Lage sein, im Interesse ihrer Ak-
tionäre schnell und flexibel handeln zu können, wozu es auch 
gehört, Unternehmen oder Beteiligungen daran zur Verbesse-
rung der Wettbewerbssituation erwerben zu können. Der Er-
werb von Unternehmen oder Beteiligungen erfolgt in der Regel 
durch eine Gegenleistung in Geld. In bestimmten Fällen sind 
Anbieter aber auch an einer Gegenleistung ganz oder teilweise 
in Form von Aktien der erwerbenden Gesellschaft interessiert. 
Käufer, die eigene Aktien anbieten können, haben somit einen 
Wettbewerbsvorteil beim Erwerb von Unternehmen oder Betei-
ligungen. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Ge-
sellschaft die notwendige Flexibilität geben, um sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligun-
gen daran schnell und flexibel ausnutzen zu können, insbeson-
dere auch durch Gewährung eigener Stückaktien.

Die unter Tagesordnungspunkt 6 lit. c) cc) beantragte Ermäch-
tigung zum Bezugsrechtsausschluss ermöglicht es dem Vor-
stand, eigene Aktien auch dazu nutzen zu können, um sie an 
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Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmen auszugeben, diesen zum Erwerb 
anzubieten und/oder auf diese zu übertragen.

Schließlich sollen die erworbenen Aktien von der Gesellschaft 
bei der etwaigen Durchführung einer sogenannten Aktiendivi-
dende (scrip dividend), bei der den Aktionären angeboten wird, 
ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz oder teilweise) als 
Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien in die Gesellschaft 
einzulegen, verwendet werden können. Die Durchführung 
einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien kann 
beispielsweise als an alle Aktionäre gerichtetes Angebot unter 
Wahrung ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) erfolgen. Im Einzelfall 
kann es allerdings je nach Kapitalmarktsituation vorzugswür-
dig sein, die Durchführung einer Aktiendividende unter Ver-
wendung eigener Aktien so auszugestalten, dass der Vorstand 
zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter 
Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes  
(§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres 
Dividendenanspruchs anbietet, jedoch formal das Bezugsrecht 
der Aktionäre insgesamt ausschließt. Die Durchführung der 
Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugs-
rechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu 
flexibleren Bedingungen. Angesichts des Umstandes, dass 
allen Aktionären die eigenen Aktien angeboten werden und 
überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der 
Bardividende abgegolten werden, erscheint auch insoweit der 
unter Tagesordnungspunkt 6 lit. c) dd) vorgesehene Bezugs-
rechtsausschluss als gerechtfertigt und angemessen. Bei der 
Entscheidung über die Art der Aktienbeschaffung oder eine 
Kombination verschiedener Arten der Aktienbeschaffung zur 
Finanzierung solcher Maßnahmen wird sich der Vorstand allein 
von den Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre leiten 
lassen. 

Schließlich wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats im Fall der Veräußerung der Aktien über ein 
Veräußerungsangebot an alle Aktionäre das Bezugsrecht der 
Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen, um die Abwick-
lung zu erleichtern.

Sofern während der Laufzeit der vorliegenden Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien von anderen Ermächtigungen zur 
Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft 
oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der 
Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch 
gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, darf 
die Summe der insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen oder veräußerten Aktien 20 % des Grundkapi-
tals nicht überschreiten. Die Aktionäre werden auf diese Weise 
zusätzlich gegen eine Verwässerung ihrer bestehenden Beteili-
gung abgesichert. 

Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Aus-
nutzung der Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien und ggf. 
zum Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre liegt.
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7. 	 Beschlussfassung über die Nichtoffenlegung individuali-
sierter Bezüge der einzelnen Vorstandsmitglieder 

	
	 Nach § 286 Abs. 5 HGB und § 314 Abs. 2 Satz 2 HGB kann 

die Hauptversammlung für die Dauer von höchstens fünf 
Jahren beschließen, entgegen der Regelungen nach  
§ 285 Nr. 9 lit. a) Satz 5 bis 8 HGB und § 314 Abs. 1 Nr. 6 
lit. a) Satz 5 bis 8 HGB keine individualisierten Angaben 
über die Bezüge jedes einzelnen Mitglieds des Vorstands 
zu machen. Die Verwaltung ist der Ansicht, dass eine 
Verpflichtung zur individualisierten Offenlegung der Vor-
standsvergütung unverhältnismäßig stark in die geschützte 
Privatsphäre der betroffenen Personen eingreift. Aus die-
sem Grund soll, wie zuletzt in der Hauptversammlung vom 
16. Juni 2010, für die nächsten fünf Jahre eine Befreiung 
von der Verpflichtung zur individualisierten Offenlegung der 
Vorstandsvergütung beschlossen werden. 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

	 „Im Jahresabschluss und Konzernabschluss der Ge-
sellschaft unterbleiben die in §§ 285 Nr. 9 lit. a) Satz 5 
bis 8, 314 Abs. 1 Nr. 6 lit. a) Satz 5 bis 8 HGB verlangten 
Angaben. Dieser Beschluss gilt für die Jahres- und 
Konzernabschlüsse der Gesellschaft für die Geschäfts-
jahre 2015 bis einschließlich 2019, längstens jedoch bis 
zum 15. Juni 2020.“

Teilnahme an der Hauptversammlung 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die 
sich zur Hauptversammlung anmelden („Anmeldung“) und der 
Gesellschaft die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen 
(„Nachweis“). Die Anmeldung bedarf der Textform. 

Zum Nachweis ist eine in Textform und in deutscher oder eng-
lischer Sprache erstellte Bescheinigung des depotführenden 
Instituts über den Anteilsbesitz erforderlich. Der Nachweis 
muss sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor 
der Hauptversammlung, mithin auf den Beginn des 26. Mai 
2015 (d.h. 26. Mai 2015, 0.00 Uhr) beziehen („Nachweiszeit-
punkt“). Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme 
an der Hauptversammlung sowie für die Ausübung des Stimm-
rechts als Aktionär nur, wer den Nachweis der Berechtigung 
zur Teilnahme an der Hauptversammlung bzw. zur Ausübung 
des Stimmrechts erbracht hat. Dies bedeutet, dass Aktionäre, 
die ihre sämtlichen Aktien erst nach dem Nachweiszeitpunkt 
erworben haben, weder an der Hauptversammlung teilnehmen 
können noch Stimmrechte in der Hauptversammlung haben. 
Die Anmeldung und der Nachweiszeitpunkt haben keine Aus-
wirkungen auf die Veräußerbarkeit der Aktien. Aktionäre, die 
ihre Aktien nach dem Nachweiszeitpunkt veräußern, sind des-
halb – bei rechtzeitiger Anmeldung und Vorlage des Nachwei-
ses – im Verhältnis zur Gesellschaft trotzdem zur Teilnahme 
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an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
berechtigt. Der Nachweiszeitpunkt ist für die Dividendenbe-
rechtigung ohne Bedeutung. 

Die Anmeldung und der Nachweis müssen der Gesellschaft 
spätestens am

Dienstag, 9. Juni 2015, 24.00 Uhr,

unter folgender Adresse zugehen:

Bechtle Aktiengesellschaft
c/o PR IM TURM HV-Service AG
Römerstr. 72-74
68259 Mannheim,

oder Telefax: +49 621 71 772 13,
oder E-Mail: eintrittskarte@pr-im-turm.de 

Die Vorlage der Eintrittskarte an der Eingangskontrolle zur 
Hauptversammlung ist nicht Teilnahmevoraussetzung, sondern 
dient lediglich der Vereinfachung des Ablaufs. 

Stimmrechtsausübung durch Bevollmächtigte

a)	 Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung 
teilnehmen können oder wollen, können ihr Stimm- und 
ihre sonstigen Aktionärsrechte unter entsprechender Voll-
machtserteilung durch Bevollmächtigte, auch durch eine 
Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen. Auch im Fall 
der Stimmrechtsausübung durch Bevollmächtigte sind eine 
fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung und ein 
Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. Die Erteilung 
und der Widerruf der Vollmacht bedürfen der Textform. 
Die Vollmacht kann entweder durch Erklärung gegenüber 
der Gesellschaft oder durch Erklärung gegenüber dem 
zu Bevollmächtigenden erteilt werden. Erfolgt die Erklä-
rung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden, bedarf es 
eines Nachweises der Vollmachtserteilung gegenüber 
der Gesellschaft in Textform. Aktionäre und/oder ihre 
Bevollmächtigten können den Nachweis der Bevollmäch-
tigung am Tag der Hauptversammlung an der Ein- und 
Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung erbringen oder 
den Nachweis der Gesellschaft vor der Hauptversammlung 
unter der folgenden Adresse übermitteln:

	 Bechtle Aktiengesellschaft
	 c/o PR IM TURM HV-Service AG
	 Römerstr. 72-74
	 68259 Mannheim,

	 oder Telefax: +49 621 71 772 13

	 Diese Adresse steht von der Einberufung der Hauptver-
sammlung an auch für die Vollmachtserteilung gegenüber 
der Gesellschaft sowie für den Widerruf von Vollmachten 
zur Verfügung. Für die elektronische Übermittlung des 
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Nachweises einer Bevollmächtigung nutzen Sie bitte die 
passwortgeschützte Vollmachtsplattform unter der Inter-
netadresse www.hv-vollmachten.de. Die PIN für die Voll-
machtsplattform ist auf der Eintrittskarte abgedruckt, die 
den Aktionären übersandt wird. 

	 Ein Formular, von dem bei der Vollmachtserteilung Ge-
brauch gemacht werden kann, wird den Aktionären zu-
sammen mit der Eintrittskarte zur Hauptversammlung 
übermittelt. Darüber hinaus kann ein Formular auch im 
Internet unter www.bechtle.com/hv2015 abgerufen werden 
und wird auf Verlangen auch jedem Aktionär unverzüglich 
und kostenlos übermittelt. Das Verlangen ist zu richten an:

	 Bechtle Aktiengesellschaft
	 c/o PR IM TURM HV-Service AG
	 Römerstr. 72-74
	 68259 Mannheim,
	
	 oder Telefax: +49 621 71 772 13 

	 Vollmachtserteilungen sind auch noch während der Haupt-
versammlung möglich. Dafür können die Formulare ver-
wendet werden, die den an die Aktionäre ausgegebenen 
Stimmkarten beigefügt sind.

	 Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, kann die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

	
	 Wenn ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder 

ein anderer der in § 135 AktG diesen gleichgestellter 
Rechtsträger bevollmächtigt werden soll, besteht – in Aus-
nahme zu vorstehendem Grundsatz – ein Textformerfor-
dernis weder nach dem Gesetz noch nach der Satzung der 
Gesellschaft. Wir weisen jedoch darauf hin, dass in diesen 
Fällen die Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen oder die 
diesen gleichgestellten Rechtsträger, die bevollmächtigt 
werden sollen, möglicherweise eine besondere Form der 
Vollmacht verlangen, weil sie gemäß § 135 AktG die Voll-
macht nachprüfbar festhalten müssen. Aktionäre, die ein 
Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder einen ande-
ren der in § 135 AktG diesen gleichgestellten Rechtsträger 
bevollmächtigen möchten, sollten sich deshalb mit diesen 
über ein mögliches Formerfordernis für die Vollmacht ab-
stimmen. 

b)	 Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären als Service an, von 
der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimm-
rechtsvertreter zu bevollmächtigen. Auch in diesem Fall 
sind eine fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung 
und ein Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. Die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das 
Stimmrecht ausschließlich auf der Grundlage der vom Ak-
tionär erteilten Weisungen aus. Sie sind zur Stimmrechts-
ausübung nur dann befugt, wenn konkrete Weisungen zu 
den einzelnen Tagesordnungspunkten der Hauptversamm-



13        

lung vorliegen. Die Erteilung einer Vollmacht an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, ihr Widerruf 
und die Erteilung von Weisungen bedürfen der Textform. 
Ein Formular für die Vollmachts- und Weisungserteilung 
und weitere Informationen werden den Aktionären zusam-
men mit der Eintrittskarte zur Hauptversammlung über-
mittelt.

	 Vollmachten an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter unter Erteilung von Weisungen, Än-
derungen von Weisungen und ein etwaiger Widerruf der 
Vollmacht müssen – sofern die Vollmachten nicht während 
der Hauptversammlung erteilt oder widerrufen oder die 
Weisungen während der Hauptversammlung geändert wer-
den – der Gesellschaft in Textform bis spätestens 15. Juni 
2015, 24.00 Uhr, unter der folgenden Adresse zugehen:

	 Bechtle Aktiengesellschaft
	 c/o PR IM TURM HV-Service AG
	 Römerstr. 72-74
	 68259 Mannheim,
	
	 oder Telefax: +49 621 71 772 13 
	
	 Die Erteilung von Vollmachten und Weisungen, Änderungen 

von Weisungen und ein etwaiger Widerruf der Vollmacht 
können auch unter Nutzung der passwortgeschützten Voll-
machtsplattform erfolgen. Weitere Informationen zur Nut-
zung der passwortgeschützten Vollmachtsplattform finden 
sich unter www.hv-vollmachten.de. 

	 Am Tag der Hauptversammlung können die Erteilung von 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft, Änderungen von Weisungen und ein et-
waiger Widerruf der Vollmacht in Textform auch an der Ein- 
und Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung erfolgen.

	
Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 
Abs. 1 AktG
	
a)	 Gemäß § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren Anteile 

zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (dies 
entspricht 1.050.000 Aktien der Bechtle Aktiengesellschaft) 
oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 
muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage bei-
liegen. Das Verlangen muss schriftlich an den Vorstand 
gerichtet werden und bei der Gesellschaft spätestens am 
Samstag, 16. Mai 2015, 24.00 Uhr, eingehen. Wir bitten, 
derartige Verlangen schriftlich an 

	
	 Bechtle Aktiengesellschaft
	 Investor Relations
	 Bechtle Platz 1
	 74172 Neckarsulm
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	 oder per E-Mail unter Hinzufügung des Namens des oder 
der verlangenden Aktionäre mit qualifizierter elektroni-
scher Signatur an 

	 ir@bechtle.com 

	 zu übersenden.

	 Rechtzeitig eingehende Ergänzungsanträge, die den 
gesetzlichen Anforderungen genügen, werden – soweit 
sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht 
wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 
Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur 
Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen 
werden kann, dass sie die Information in der gesamten Eu-
ropäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter  
www.bechtle.com/hv2015 bekannt gemacht.

b)	 Aktionäre können zudem Gegenanträge gegen Vorschläge 
von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punk-
ten der Tagesordnung stellen sowie Vorschläge zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern 
übersenden. Gegenanträge müssen mit einer Begründung 
versehen sein; Wahlvorschläge bedürfen keiner Begrün-
dung. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
zur Hauptversammlung sind jeweils ausschließlich an die 
folgende Adresse zu richten: 

	
	 Bechtle Aktiengesellschaft
	 Investor Relations
	 Bechtle Platz 1
	 74172 Neckarsulm,

	 oder Telefax +49 7132 981 4116,
	 oder E-Mail: ir@bechtle.com
	
	 Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge 

müssen nicht zugänglich gemacht werden. 

	 Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die der 
Gesellschaft unter der vorstehend angegebenen Adresse 
spätestens am Montag, 1. Juni 2015, 24.00 Uhr, zugegan-
gen sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs, 
einer zugänglich zu machenden Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich über 
die Internetseite www.bechtle.com/hv2015 zugänglich ge-
macht. 

	 Die Gesellschaft kann von einer Zugänglichmachung ei-
nes Gegenantrags und seiner Begründung sowie eines 
Wahlvorschlags absehen, wenn die Voraussetzungen des 
§ 126 Abs. 2 AktG vorliegen. Vorschläge zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern werden zudem nur zugänglich 
gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und 
den Wohnort der vorgeschlagenen Person sowie Angaben 
zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG ent-
halten. 
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c) 	 In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär vom Vor-
stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 
verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beur-
teilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich 
ist (§ 131 Abs. 1 AktG). Das Auskunftsrecht kann in der 
Hauptversammlung ausgeübt werden, ohne dass es einer 
vorherigen Ankündigung oder sonstigen Mitteilung bedürfte. 
Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grund-
sätzlich mündlich im Rahmen der Aussprache zu stellen. 
Der Vorstand ist berechtigt, in bestimmten, in § 131 Abs. 3 
AktG geregelten Fällen die Auskunft zu verweigern. 

	
	 Nähere Erläuterungen und Informationen zu den Rechten 

der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 
Abs. 1 AktG stehen den Aktionären auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.bechtle.com/hv2015 zur Verfügung. 

Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft und die dort 
nach § 124a AktG zugänglichen Informationen 

Die Informationen nach § 124a AktG zur Hauptversammlung  
finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.bechtle.com/hv2015.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 21.000.000,00 
und ist in 21.000.000 Stückaktien eingeteilt. Jede Stückaktie  
gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Die Gesamt-
zahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung beträgt damit 21.000.000.

Ausliegende und abrufbare Unterlagen

In den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Bechtle Platz 1, 
74172 Neckarsulm, liegen ab Einberufung der Hauptversamm-
lung und bis zu deren Ablauf der festgestellte Jahresabschluss, 
der gebilligte Konzernabschluss, der Lagebericht, der Kon-
zernlagebericht, der Bericht des Aufsichtsrats sowie der er-
läuternde Bericht des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289 
Abs. 4 und Abs. 5, 315 Abs. 4 HGB, jeweils für das Geschäftsjahr 
2014, und der Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des 
Bilanzgewinns zur Einsicht der Aktionäre aus. Gleiches gilt für 
den Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6. Auf Ver-
langen wird jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine 
Abschrift der Vorlagen erteilt. Das Verlangen ist zu richten an: 

Bechtle Aktiengesellschaft
Investor Relations
Bechtle Platz 1
74172 Neckarsulm
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Die vorbezeichneten Unterlagen sowie weitere Unterlagen sind 
auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.bechtle.com/hv2015 abrufbar. 

Neckarsulm, im Mai 2015

Bechtle Aktiengesellschaft mit Sitz in Neckarsulm
Der Vorstand
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Anfahrtsbeschreibung zum Konzert- und 
Kongresszentrum Harmonie

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln

Mit den Stadtbahnlinien S 4 und S 42 sowie den Buslinien  
1, 5, 11, 30 und 40 bis zur Haltestelle Harmonie.

Ihre Eintrittskarte zur Hauptversammlung gilt als Fahrkarte 
innerhalb des Tarifgebiets des Heilbronner Hohenloher Haller 
Nahverkehrs (HNV). Sie können somit kostenlos zur Hauptver-
sammlung an- und abreisen. Wir bitten die Besucher unserer 
Hauptversammlung, diese umweltfreundliche Reiseoption 
nach Möglichkeit zu nutzen.  

Mit dem PKW

In Heilbronn der Beschilderung zum Parkhaus Harmonie fol-
gen. Die Einfahrt zum Parkhaus ist in der Gymnasiumstraße. 
Eingabe in das Navigationsgerät: Gymnasiumstr. 71.

In der Tiefgarage der Harmonie können Sie für die Dauer der 
Hauptversammlung kostenfrei parken. Sie erhalten Ausfahr-
tickets am Informationsschalter auf der Hauptversammlung. 
Beachten Sie bitte, dass die Anzahl der Parkplätze begrenzt ist. 
Wir empfehlen die Anreise mit dem ÖPNV.
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Bechtle AG
Bechtle Platz 1, 74172 Neckarsulm

Telefon +49 7132 981-0
ir@bechtle.com
www.bechtle.com


